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Hoher: Grün-Schwarz begibt sich bei Forst- und Holzpolitik auf einen
kurzsichtigen Kurs

Bei der Debatte über die Große Anfrage der FDP/DVP-Fraktion, „Forst- und Holzwirtschaft in Baden-
Württemberg“ (Drucksache 16/1775), hat der forstpolitische Sprecher der Freien Demokraten im
Landtag, Klaus Hoher, die Kurzsichtigkeit von Grün-Schwarz kritisiert:

„Die Landesregierung redet über Klimaschutz durch aktive Kohlenstoffbindung im Holz, sie redet über
den Ersatz klimaunfreundliche Baustoffe durch Holz, die Landesregierung will die Bioökonomie
vorantreiben und setzt auf Biomasse bei der Energiewende - und das alles mit Recht. Aber dann muss
die Landesregierung auch für die Rohstoffe der kommenden Generationen sorgen, anstatt immer mehr
Wald aus der Nutzung zu nehmen, unter Prozessschutz zu stellen und in Wildnis-Biotope zu verwandeln.“
Hoher forderte abermals eine „Nadelholzstrategie 2100“, um der Gefahr vorzubeugen, dass eine
einseitige Bevorzugung von Laubholzvorräten in den Mischwäldern zu einer Rohstoffverknappung führe.

Zudem griff Hoher den Entwurf der Landesregierung für Änderungen am Landeswaldgesetz an, der sich
derzeit in der Anhörungsphase befindet. „Der neue Paragraph 14 atmet den Geist der Bevormundung.“
Die Landesregierung wolle den Waldbesitzern darin vorschreiben, wie sie die Waldverjüngung zu
betreiben haben, wie sie den Boden schützen müssen und sie schränke die Schädlingsbekämpfung ein.
„Begreifen Sie doch endlich einmal, dass die Waldbesitzer selbst ein Interesse an einem gesunden Wald
haben und keine gesetzliche Belehrung brauchen“, forderte Hoher von Grün-Schwarz. Auch der im
Gesetzentwurf vorgesehene Paragraph 22 geht laut Hoher in die falsche Richtung, weil er Maßnahmen,
die bisher über den flexiblen und eigentumsfreundlichen Vertragsnaturschutz gelaufen seien, in
bürokratische, gesetzliche Pflichten umwandle.


